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Für Fotokopien (Reprographien), die zum privaten und sonstigen eigenen Gebrauch von urheberrecht­
lich geschützten Vorlagen gezogen werden, hat die Urheberrechtsnovelle 19851 eine generelle Vergü­
tungspflicht und einen zweigeteilten Vergütungseinzug eingeführt. — Die nachfolgende Untersuchung 
betrachtet die rechtlichen Voraussetzungen und die wirtschaftlichen Auswirkungen dieser Novellie­
rung (§§ 53, 54 UrhG). Sie geht nicht auf die Strafvorschriften des UrhG und die Einzelheiten des 
Schiedsverfahrens gem. §§ 14 ff. Urheberrechtswahrnehmungsgesetz (WahrnG) ein. 

Die Urheberrechtsvergütung im 
Fotokopierbereich: Rechtliche und 
wirtschaftliche Besonderheiten 
Teil 1 

Günther E. W. Möller/Josef A. Mohr* 

Teil 1 

A. Darstellung und rechtliche Würdigung der §§ 53, 54 
I. Zulässigkeit der Herstellung von Fotokopien gem. § 53 
1. Privater Gebrauch gem. Abs. 1 
2. Eigener Gebrauch gem. Abs. 2 und 3 

a) Allgemeiner Nutzungskatalog gem. Abs. 2 Nr. 4 
b) Gebrauchszweckgebundener Katalog gem. Abs. 2 Nr. 1-2 
c) Gebrauchszweckgebundener Katalog gem. Abs. 3 

aa) Abs. 3 hat keine AusschUeßlichkeitsfunktion 
bb) Kleine Teile, einzelne Beiträge 
cc) Einrichtungen der Berufsbildung 
dd) Gesonderte Erforderlichkeitsprüfung 
ee) Schulklasse i. S. d. Abs. 3 

3. Kopierverbot gem. Abs. 4 und seine Ausnahmen 
4. Verbreitungsverbot gem. Abs. 5 

A. Darstellung und rechtliche 
Würdigung der §§ 53, 542 

Fotokopien „zum persönlichen Gebrauch" waren 
nach dem Urheberrechtsgesetz alter Fassung3 sowohl 
zustimmungs- als auch vergütungsfrei. Nach § 54 Abs. 
1 a. F. galt diese Vergütungsfreiheit grundsätzlich auch 
für Fotokopien „zum sonstigen eigenen Gebrauch". Sie 
wurden allerdings gem. § 54, Abs. 2 a. F. vergütungs­
pflichtig, wenn sie zu „gewerblichen Zwecken" herge­
stellt wurden. Dann hatten die Urheber gem. §§ 54 
Abs. 2 und 3 i . V. m. 53 Abs. 5 a. F. gegen den Herstel­
ler und Importeur von Geräten, die zur Vornahme sol¬
* Günther E. W. Möller und Josef A. Mohr sind Rechtsanwälte 

in Frankfurt 
1 Verkündet am 24. 06. 1985, BGBl. 1, S. 1137 
2 Paragraphen ohne weitere Angaben beziehen sich auf das Ur­

heberrechtsgesetz 
3 Vom 09. 09. 1965, BGBl. I, S. 1273 
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eher Vervielfältigungen „geeignet" waren, einen Anspruch auf 
angemessene Vergütung. 

Das neue, am Ol. 07. 1985 in Kraft getretene Urheberrechts­
gesetz hat diesen Komplex der zustimmungsfreien aber vergü¬
tungspflichtigen Ablichtungen in einer übersichtlicheren Weise 
geordnet. Die Regelung, welche Kopien ohne vorherige Zustim­
mung des Urhebers hergestellt werden dürfen, ist in § 53 n. F. 
getroffen. Die Vergütungspflicht dieser Kopien wird in § 54 n. F. 
geregelt. 

I. Zulässigkeit der Herstellung von 
Fotokopien gem. § 53 

Zustimmungsfrei dürfen gemäß § 53 Abs. 1-3 Foto­
kopien „zum privaten und sonstigen eigenen Ge­
brauch" hergestellt werden. Die Anfertigung der Foto­
kopien darf auch durch Dritte erfolgen. Dabei ist unbe­
achtlich, ob sie entgeltlich oder unentgeltlich ge­
schieht. 

1. Privater Gebrauch gem. Abs. 1 

Der „private Gebrauch" des § 53 Abs. 1 n. F. ent­
spricht dem „persönlichen Gebrauch" des § 53 Abs. 1 
a. F. Der Gesetzgeber hielt die in der neuen Gesetzes­
fassung gewählte Bezeichnung für zutreffender, da der 
„persönliche Gebrauch" eher als Oberbegriff für den 
gesamten zustimmungsfreien Bereich, also den „priva­
ten" und den „sonstigen eigenen Gebrauch" anzusehen 

•4 

sei . 
„Privater Gebrauch" liegt demnach bei Vervielfälti­

gungen vor, die nur zu privaten, außerberuflichen und 
außererwerbswirtschaftlichen Zwecken des Nutzers 
oder eines mit ihm eng verbundenen Bekanntenkreises 
Verwendung finden 3 . 

Zum privaten Gebrauch dürfen nach § 53 Abs. 1 nur 
„einzelne" Kopien gezogen werden. Dies bedeutet 
nach der Rechtsprechung, daß die jeweilige Auflagen­
zahl 7 Kopieexemplare nicht übersteigen darf 6. 

2. Sonstiger eigener Gebrauch 

Der „sonstige eigene Gebrauch" i . S. d. § 53 Abs. 2 
und 3 erfaßt die über die rein private Werknutzung 
hinausgehenden, aber im Rahmen der jeweils eigenen 
beruflichen, betriebs- oder amtsinternen Betätigung 
vorgenommenen Vervielfältigungen 7 . 

Der betroffene Benutzerkreis erstreckt sich auch auf 
juristische Personen. Deren Arbeitnehmer dürfen die 
Kopien dann nur für die internen Eigeninteressen ih­
res Arbeitgebers ohne Weitergabe an außenstehende 
Dritte anfertigen. — Nach der Rechtsprechung dienen 
auch innerhalb einer Schule und ausschließlich zu Un­
terrichtszwecken hergestellte Kopien dem eigenen Ge­
brauch der Schule8. 

Eine gewerbliche Nutzung gegenüber der Öffent­
lichkeit stellt allerdings keinen Eigengebrauch mehr 
dar. Fotokopien dürfen zu diesem Zweck im Rahmen 
des § 53 nicht hergestellt werden 9. 

Die Bestimmungen zum „sonstigen eigenen Ge­
brauch" im § 53 gliedern sich in zwei Gruppen: 
— den allgemeinen Nutzungskatalog ohne konkreten 

Gebrauchszweck in Abs. 2 Nr. 4 und 
— den Einzelfallkatalog mit konkreter Gebrauchs­

zweckbestimmung in Abs. 2 Nr. 1 und 2 (wissen­
schaftlicher und archivalischer Art) und in Abs. 3 
(unterrichts- und prüfungsbezogener Art). 

Der informative Gebrauch durch Überspielen von 
Funksendungen gem. Abs. 2 Nr. 3 ist im Fotokopier­
bereich nicht einschlägig. 

a) Allgemeiner Nutzungskatalog gem. Abs. 2 Nr. 4 

Nach dem allgemeinen Nutzungskatalog des Abs. 2 
Nr. 4 dürfen „einzelne Vervielfältigungsstücke", d. h. 
höchstens 7 Kopieexemplare 1 0 zustimmungsfrei her­
gestellt werden. Voraussetzung ist jedoch, daß es sich 
entweder 
— nur um „kleine Teile" eines erschienenen Werkes 

bzw. nur um einzelne Beiträge aus Zeitungen oder 
Zeitschriften handelt (Abs. 2 Nr. 4 a). 

Bisher ist nicht abschließend geklärt, was unter 
einem „kleinen Teil" im Sinne dieser Vorschrift zu 
verstehen ist. Fromm/Nordemann vermuten, daß 
die Obergrenze dafür bei 20% des Gesamtwerkes 
liegt 1 1 . 

Z u den genannten „Beiträgen" gehören nicht nur 
die in Zeitungen und Zeitschriften erschienenen 
„Aufsätze" wie nach dem früheren Recht (§54 Abs. 
1 Nr. 4 a a. F.), sondern auch Werke wie Gedichte, 
Lichtbildwerke und Lichtbilder 1 2 , 

oder 
— um ein Werk handelt, das seit mindestens zwei 

Jahren vergriffen ist. In diesem Fall darf sogar eine 
vollständige Kopie des Werkes vorgenommen wer­
den (Abs. 2 Nr. 4 b). 

b) Gebrauchszweckgebundener Katalog gem. Abs. 2 Nr. 
1-2 

Die darüber hinausgehende Herstellung von Foto­
kopien ist an konkrete, abschließend geregelte Ge­
brauchszwecke gebunden. Nach Abs. 2 Nr. 1 und 2 ist 
sie unter folgenden Voraussetzungen möglich: 
— Nach Abs. 2, Nr. 1 für eine wissenschaftliche Tätig­

keit, sofern die Kopien hierzu erforderlich sind; 
— Nach Abs. 2, Nr. 2 zur Aufnahme in ein eigenes 

Archiv, wenn als Vorlage ein eigenes Werkstück 

4 Vgl. Margret Möller, Die Urheberrechtsnovelle '85, Entste­
hungsgeschichte und verfassungsrechtliche Grundlagen, Hei­
delberg 1986, S. 26 f. 

5 Vgl. v. Gamm, Urheberrechtsgesetz, Kommentar, München 
1968, § 53 Rn. 10 

6 BGH GRUR 1978, 474, 476 
7 Bundestags-Drucksache (BT-Drs.) 10/837, S. 9, 2. Sp. 
8 BGH GRUR 1978, 474, 475 f. 
9 v. Gamm, § 54 Rn. 6 m. w. H. 

1 0 BGH GRUR 1978, 474, 475 f. 
1 1 Fromm/Nordemann, Urheberrecht, Kommentar, 6. Aufl., 

Stuttgart u. a. 1986, § 53 Rn. 12 
1 2 BT-Drs. 10/3360, S. 19, 1. Sp. 
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benutzt wird und die Ablichtung erforderlich ist. 
(Auffallend ist, daß Ziff . 2 im Gegensatz zu den üb­
rigen Ziffern des Abs. 2 nicht verlangt, daß die Ver­
vielfältigungen lediglich zum eigenen Gebrauch 
bestimmt sein dürfen). 

Z u beachten ist, daß auch bei den gebrauchszweck­
gebundenen Kopien nur „einzelne Vervielfältigungs­
stücke", also höchstens 7 Exemplare angefertigt wer­
den dürfen. 

c) Gebrauchszweckgebundener Katalog gem. Abs. 3 

Im Gegensatz dazu kann gem. Abs. 3 im Bildungs­
bereich unter bestimmten Voraussetzungen eine hö­
here Kopieauflage als 7 Exemplare erreicht werden. 
Als Auflagenbegrenzung gilt 
— nach Abs. 3, Nr. 1 für Ablichtungen zum eigenen 

Gebrauch im Schulunterricht, in nichtgewerbli­
chen Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung 
sowie in Einrichtungen der Berufsbildung die „für 
eine Schulklasse erforderliche Anzahl" von Ko­
pien; 

— nach Abs. 3, Nr. 2 für Ablichtungen zum eigenen 
Gebrauch für staatliche Prüfungen in den unter Nr. 
1 bereits genannten Einrichtungen und darüber 
hinaus in Hochschulen die jeweils „erforderliche 
Anzahl" Kopien. 

In Hochschulen darf die höhere Kopieauflage dem­
nach nur zu Prüfungszwecken erreicht werden. 

aa) Abs. 3 hat keine Ausschließlichkeitsfunktion 

Abs. 3 hat jedoch keine Ausschließlichkeitsfunktion. 
Mangels eines entsprechenden Abgrenzungskriteriums 
bestimmt er insbesondere nicht, ob und in welchem 
Umfang in dort nicht aufgeführten Einrichtungen oder 
zu nicht genannten Gebrauchszwecken kopiert werden 
darf. Geht es beispielsweise um die Kopierfähigkeit in 
Kindergärten oder zu Unterrichts- und Vorlesungs­
zwecken in Hochschulen, ist auf die übrigen urheber­
rechtlichen Bestimmungen zu verweisen. Einschlägig 
wäre in den Beispielsfällen Abs. 2 Nr. 4 a, nach dem zu 
jeglichem Gebrauchszweck einzelne Vervielfältigungs­
stücke (bis max. 7 Exemplare) von kleinen Werkteilen 
(nach Fromm/Nordemann bis zu 20 Prozent des Ge­
samtwerks) bzw. von einzelnen Zeitungs- oder Zeit­
schriftenbeiträgen hergestellt werden dürfen. Eine be­
sondere Erforderlichkeitsprüfung ist in Abs. 2 Nr. 4 a 
nicht enthalten. 

Das in den Gesetzesberatungen geforderte generelle 
Kopierverbot zu Unterrichts- und Vorlesungszwecken 
in Hochschulen 1 3 hat im Gesetzestext keinen Nieder­
schlag gefunden. 

bb) Kleine Teile, einzelne Beiträge 

Der Möglichkeit, in den in Abs. 3 genannten Fällen 
eine höhere Auflage als 7 Exemplare herzustellen, 
stellt Abs. 3 die Einschränkung gegenüber, daß nur 
„kleine Teile" eines Druckwerks bzw. nur einzelne Bei­
träge aus Zeitungen oder Zeitschriften genutzt werden 
dürfen. 

cc) Einrichtungen der Berufsbildung 

Unter die in Abs. 3 genannten „Einrichtungen der 
Berufsbildung" fallen alle Einrichtungen im Sinne des 
Berufsbildungsgesetzes, also auch die betriebliche Un­
terrichtung von Auszubildenden in Betrieben und 
überbetrieblichen Ausbildungsstät ten 1 4 . 

dd) Gesonderte Erforderlichkeitsprüfung 

Für Abs. 3 gilt eine gesonderte Erforderlichkeitsprü­
fung, wie sie auch in Abs. 2 Nr. 1 und 2 festgelegt ist. 
Sie ist in Abs. 3, letzter Teilsatz, enthalten und lautet, 
„... wenn und soweit die Vervielfältigung zu diesem 
Zweck geboten ist". Dieses Erforderlichkeitsmerkmal 
setzt sich aus zwei Komponenten unterschiedlichen 
Inhalts zusammen: 
— „Wenn .. . geboten" ist eine Zumutbarkeitsbestim-

mung und stellt auf den Grund für die Herstellung 
von Kopien ab. Sie erfolgt „ohne Grund" und ist 
demnach unzulässig, wenn die Beschaffung des 
Originalwerkes zumutbar ist (daß die Beschaffung 
überhaupt möglich sein muß, versteht sich von 
selbst). Kann es beispielsweise nur unter objektiv 
unzumutbaren Lieferfristen erlangt werden, oder 
stehen seine Anschaffungskosten außerhalb eines 
wirtschaftlich vernünftigen Verhältnisses zu den 
Kosten für die Kopien des benötigten Werkauszu­
ges, dann sind die Kopien dem Grunde nach erfor­
derlich 1 3 . Das Erfordernis „wenn ... geboten" in 
Abs. 3 ist in diesem Fall zu bejahen. 

— Demgegenüber bestimmt das Merkmal 
„soweit ... geboten" die Quantität, die Höhe der 
Auflage und den Umfang des Werkausschnittes, 
der kopiert werden darf. 

Die Bestimmung „soweit ... geboten" im Gesetzes­
text ist jedoch unverständlich, denn sie stellt einen tau-
tologischen Gebrauch des Erforderlichkeitsmerkmals 
dar: 

Hinsichtlich der Auflagenhöhe findet sich dieses Er­
forderlichkeitsmerkmal bereits in der Bestimmung des 
Abs. 3 Nr. 1, nach der Kopien „in der für eine Schul­
klasse erforderlichen Anzahl" hergestellt werden dür­
fen und allgemeiner in Abs. 3 Nr. 2, nach der Verviel­
fältigungen „in der erforderlichen Anzahl" zulässig 
sind. Beide Bestimmungen legen allgemeine Obergren­
zen fest: bei Nr. 1 die Schulklasse, bei Nr. 2 die Prü­
fungsbeteiligten. Zusammen mit den Gebrauchszweck­
angaben bestimmen (im Schulunterricht etc., für staat­
liche Prüfungen etc.) sie aber auch innerhalb dieser 
Obergrenzen den Erforderlichkeitsmaßstab für den 
Einzelfall. So ist jedes für den Schulunterricht herge­
stellte Kopieexemplar auflagenmäßig per se erforder­
lich, sofern die Klassenstärke nicht überschritten wird. 
Der Gesetzgeber wollte sich nämlich keinesfalls in die 
pädagogisch/didaktisch begründete Entscheidung ei­
nes Lehrers einmischen und sich kein Urteil darüber 

1 3 BT-Drs. 10/3360, S. 19, 2. Sp. 
1 4 BT-Drs. 10/3360, S. 19, 1. Sp. 
1 5 In diesem Sinne Fromm/Nordemann, § 53 Rn. 13, der aller­

dings das weitere Merkmal „soweit" unbeachtet läßt 
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erlauben, ob eine Unterrichtsmaßnahme sinnvoll ist 
oder nicht 1 6 . Derartiges stände dem Bundesgesetzge­
ber im Bildungsbereich auch gar nicht zu. Das Kopie­
ren zu den in Abs. 3 erwähnten Gebrauchszwecken — 
und nur dazu — begründet daher automatisch die auf­
lagenmäßige Erforderlichkeit dieser Kopien innerhalb 
der festgelegten Obergrenzen. Eine weitergehende Er­
forderlichkeitsprüfung findet diesbezüglich nicht statt. 

Ähnlich verhält es sich bei der Erforderlichkeitsfest-
stellung in Bezug auf den Umfang des zu kopierenden 
Werkausschnittes. Die Obergrenze wird durch die 
Merkmale „kleine Teile" eines Druckwerkes (nach 
Fromm/Nordemann 1 1 max. 20 Prozent eines Gesamt­
werkes) bzw. „einzelne Beiträge" aus Zeitungen und 
Zeitschriften festgelegt. Der konkrete Gebrauchszweck 
bestimmt dann die erforderliche Kopienzahl innerhalb 
dieses Oberrahmens. Möchte z. B. ein Lehrer 15 Pro­
zent eines Gesamtwerks zu Unterrichtszwecken kopie­
ren, wil l ein Prüfer Kopien von 12 Prozent eines Wer­
kes zu Prüfzwecken verwenden, dann ist die Ablich­
tung des entsprechenden Werkumfangs automatisch 
„erforderlich" i . S. d. Abs. 3. Ob die pädagogisch/didak­
tisch begründete Entscheidung des Lehrers oder Prü­
fers sinnvoll war, ist unbeachtlich. 

Somit kommt dem Merkmal „soweit ... geboten" in 
Abs. 3, letzter Halbsatz, keine besondere Bedeutung 
zu. 

ee) Schulklasse i . S. d. Abs. 3 

Die Formulierung „für eine Schulklasse" in Abs. 3, 
Nr. 1, entspricht nicht der tatsächlichen Regelungsab­
sicht des Gesetzgebers. Statt dessen sollten Kopien in 
einer „Auflage, die für eine Schulklasse einschließlich 
Parallelklassen", ausreicht, gestattet sein 1 7 . Da eine 
Schulklasse und eine Parallelklasse bereits „zwei" 
Schulklassen ergeben und ein entsprechender Mult ipl i ­
kator bei mehreren Parallelklassen gilt, ist die Geset­
zesformulierung irreführend. Korrekterweise sprechen 
die Gesetzgebungsprotokolle an anderer Stelle daher 
auch von „Lerngruppen" oder „Kursen 1 7 " . 

3. Kopierverbot gem. Abs. 4 und seine 
Ausnahmen 

Die komplizierte Fassung des Abs. 4 wird etwas 
leichter verständlich, wenn man sie als Einschränkung 
der Absätze 1 bis 3 begreift. Die in diesen Absätzen 
erlaubten Kopiertätigkeiten erfordern die vorherige (!) 
Zustimmung des Urhebers, wenn die restriktiven 
Merkmale des Abs. 4 eingreifen. 

Zustimmungspflichtig sind demnach grundsätzlich: 
— Vervielfältigungen von Musiknoten überhaupt, also 

auch von kleinen Teilen eines Notenwerkes (Abs. 4, 
S. 1, lit , a); 

— im wesentlichen vollständige Vervielfältigungen 
von Büchern und Zeitschriften (Abs. 4, S. 1, lit . 
b). 

Eine „im wesentlichen vollständige Vervielfältigung" 
ist dann gegeben, wenn sie alle prägenden Hauptbei­
träge des Originalwerkes enthält (qualitatives Merkmal) 

oder wenn der kopierte Teil umfangmäßig dem ganzen 
Original wesentlich näher kommt als seiner Hälfte, also 
75 Prozent des Originalwerkes übersteigt. Anzeigen, 
Titel und Inhaltsverzeichnisse sind bei dieser quantita­
tiven Betrachtung nicht mitzurechnen 1 8. 

Es ist unverständlich, daß bei lit. b nur Zeitschriften 
und nicht auch Zeitungen wie bei Abs. 4 a erwähnt 
sind. 

Nach den weiteren Bestimmungen des Absatzes 4 
Satz 1 gilt das grundsätzliche Kopierverbot ausnahms­
weise dann nicht, wenn 
— Vervielfältigungen durch rein manuelles Abschrei­

ben hergestellt werden, was allerdings ausschließt, 
daß die Abschriften anschließend kopiert werden; 

— einzelne Kopieexemplare für ein eigenes Archiv 
angefertigt werden. Dabei muß die geschützte Vor­
lage dem Archivierenden selbst gehören und die 
Vervielfältigung muß zum Zweck des Archivierens 
notwendig sein; 

— ein seit mindestens zwei Jahren vergriffenes Werk 
zum eigenen Gebrauch kopiert wird. 

Die Tatsache, daß nur der „eigene" und nicht auch 
der private Gebrauch bei der vorstehenden Ausnahme­
regelung für seit zwei Jahren vergriffene Werke er­
wähnt ist, ist unverständlich, denn nach der Systematik 
der Absätze 1 bis 3 ist der „eigene Gebrauch" nicht als 
Oberbegriff, sondern als eine von zwei unterschiedli­
chen Fallgruppen zu verstehen. Dann ist jedoch nicht 
einzusehen, daß bei vergriffenen Werken Vervielfälti­
gungen von Noten, von ganzen Büchern und Zeit­
schriften zwar zum „eigenen", nicht aber zum „privaten 
Gebrauch" zustimmungsfrei sein sollen 1 9. 

Vervielfältigungen von ganzen Datenverarbeitungs­
programmen oder wesentlichen Teilen hiervon bedür­
fen nach Abs. 4 Satz 2 stets vorheriger Zustimmung. 
Für sie gelten die befreienden Ausnahmeregelungen 
des Satzes 1 nicht. Das den Satz 2 einleitende „ebenso" 
erweckt allerdings fälschlicherweise den Eindruck ei­
ner Gleichstellung mit der davorstehenden Regelung. 
— Ein „wesentlicher Teil" eines Datenverarbeitungs­
programms ist jedenfalls dann gegeben, wenn dieser 
Teil für sich allein genommen schutzfähig sein könn-

4. Verbreitungsverbot gem. Abs. 5 

Abs. 5 Satz 1 verbietet die Verbreitung der nach den 
Absätzen 1-4 rechtmäßig hergestellten Kopien. Ver­
breitung bedeutet nach § 17 Abs. 1 das Recht, das Ori­
ginal und Vervielfältigungsstücke des Werkes der Öf­
fentlichkeit anzubieten und in Verkehr zu bringen. So­
wohl das Angebot an die Öffentlichkeit als auch das 

1 6 Margret Möller, a. a. O., S. 28 
1 7 BT-Drs. 10/3360, S. 19, 1. Sp.; demgegenüber stellt die BT-

Drs 10/837, S. 16, 2. Sp., auf „Lerngruppen" und „Kurse" ab 
1 8 Fromm/Nordemann, § 53 Rn. 14 
1 9 Auch die Informationsbroschüre des Bundesministeriums der 

Justiz, Das neue Urheberrecht, Bonn 1985, S. 6, 2. Sp., geht 
von einer Geltung des Abs. 4 sowohl für den „privaten" als 
auch für den „eigenen" Gebrauch aus 

2 0 Vgl. Fromm/Nordemann, § 53 Rn. 14 
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Zivilrecht Entscheidungen 

Inverkehrbringen im Sinne dieser Norm verlangen ein 
Handeln, das an einen unbestimmten Personenkreis 
gerichtet is t 2 1 . 

Dieses Verbot gilt nur für Verbreitungsformen, die 
über den privaten und eigenen Gebrauch der Absätze 1 
bis 3 hinausgehen. Erlaubt ist demnach 
— die Verbreitung zum „privaten Gebrauch" im en­

gen persönlichen Bekanntenkreis2 2. 
— die Verbreitung zum eigenen Gebrauch im be¬

triebs- und behördeninternen Rahmen des § 53 
Abs. 2 sowie zu Bildungs- und Prüfzwecken gem. 
§ 53 Abs. 3. 

Eine ausdrückliche Ausnahme vom Verbreitungs­
verbot des Abs. 5 Satz 1 ist in Abs. 5 Satz 2 für fol­

gende Fälle enthalten: Rechtmäßig hergestellte Kopien 
von Zeitungen und vergriffenen Werken dürfen verlie­
hen werden. Gleiches gilt für Werkstücke, bei denen 
kleine beschädigte oder abhanden gekommene Teile, 
durch Vervielfältigungsstücke ersetzt worden sind. 

(Der Beitrag wird fortgesetzt) 

2 1 Fromm/Nordemann, § 17 Rn. 2-4 
2 2 So zwar auch die Begriffsbestimmung des „privaten Ge­

brauchs" durch das Bundesministerium der Justiz, a. a. O., 
S. 4, 2s Sp., Randerläuterung. Allerdings wird auf Seite 7, 
1. Sp. der Broschüre eine Weitergabe „an Freunde" für unzu­
lässig gehalten 

Entscheidungen 

Z I V I L R E C H T 

Nutzungsmöglichkeit am Standardprogramm 
OLG Stuttgart, Urteil vom 3. Januar 1986 (2 U 70/85) 

Nichtamtliche Leitsätze 

1. Ein Vertrag über die Überlassung eines Standard­
programms gegen einmalige Vergütung richtet sich 
hinsichtlich der Gewährleistungsbestimmungen nicht 
nach Kaufrecht, sondern nach allgemeinem Schuld­
recht. 

2. Ein solcher Vertrag überträgt dem Anwender 
kein Recht am Programm, sondern gestattet ihm die 
Benutzung des Programms. 

3. Wenn der Lieferant eines Standardprogramms 
das Vorhandensein einer Sperre zunächst verschweigt 
und diese dann dazu mißbraucht, den Anwender zum 
Abschluß eines nicht akzeptablen Pflegevertrags zu 
zwingen, verletzt er den Vertrag in schwerer Weise. 
Der Anwender kann vom Überlassungsvertrag zurück­
treten, wenn der Lieferant auf ein akzeptables Gegen­
angebot nicht eingeht. 

4. Ein Pflegevertrag ist für den Anwender nicht ak­
zeptabel wenn die Gestattung, das Programm zu nut­
zen, von dem Fortbestand des Pflegevertrags abhängig 
gemacht wird. 

5. Haben die Parteien je einen Vertrag über Hard­
ware und über (Anwendungs)Software als zusammen­
gehörende Leistungen geschlossen, kann der Anwen­
der selbst dann ebenfalls vom Hardwarevertrag zurück­
treten, wenn er auf dem Markt andere (Anwen-
dungs)Software für die Hardware finden könnte. 

Paragraphen 

BGB: § 139; § 276; § 326; § 433 

Stichworte 

Koppelung von H W und SW — ein Lieferant bei ge­
trennten Dokumenten; Überlassung von Standardpro­
grammen — rechtliche Einordnung — Klausel hin­
sichtlich Pflegevertrag; positive Vertragsverletzung — 
Stoppbefehl 

Tatbestand 

„Die Beklagte verpflichtete sich durch schriftliche 
Verträge vom 25. November und 21. Dezember 1982, 
dem Kläger für sein Architekturbüro einen Tisch-
Computer mit Zubehör sowie ein Programmpaket 
zum Preis von zusammen 233 001,48 D M zu liefern. 
Der Kläger hat den Tischcomputer mit Zubehör (künf­
tig: Hardware) und das ,Architekturkomplettpaket' . . . 
(künftig Software) erhalten und den vereinbarten Preis 
vollständig bezahlt. Mit der Klage verlangt er wegen 
Vertragsverletzungen, die er der Beklagten vorwirft, die 
Rückabwicklung des Geschäfts. 

Die im Zeitpunkt des Vertragsschluß gültige Preisli­
ste der Beklagten über ,Standard-Software und Zube­
hör', die nach den allgemeinen ,Verkaufs- und Liefer­
bedingungen' der Beklagten Vertragsbestandteil war, 
sah den Abschluß eines ,Software-Wartungsvertrags' 
vor, der die Lieferung der neuesten Versionen und aller 
Paketerweiterungen in der entsprechenden Stufe bein­
halten sollte. Anfang 1984 übersandte die Beklagte 
dem Kläger einen Vertragsentwurf, der gegen Zahlung 
von „jährlich 8% der einmaligen Überlassungsvergü­
tung" ab 1. 6. 1983 folgende Leistungen der Beklagten 
vorsah: 

,bei (der Beklagten) stattfindende Einweisungen be­
liebig vieler Mitarbeiter in vom Kunden gewünschtem 
Umfang nach zeitlicher Absprache, Nachschulung zum 
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